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Aufgaben der Beiständin in Nachlasssachen
Sachverhalt

Seit kurzem bin ich Beiständin gemäss Art. 392 Ziff. 1 und Art. 393 Ziff. 2 ZGB einer eben mündig gewordenen jungen Frau mit einer leichten Lernbehinderung. Vor zwei Tagen ist nun ihre Mutter nach langer und schwerer Krankheit gestorben.  Die Familienverhältnisse sind für meine Klientin sehr schwierig, so bestanden bereits vor der Mündigkeit Kindesschutzmassnahmen, wegen starker Verwahrlosungstendenz wurde im Jahre 1995 ein Obhutsentzug angeordnet. Meine Klientin ist tschechische Staatsbürgerin, ihr leiblicher Vater, welchen sie nicht kennt, lebt in der Tschechei. Die Mutter heiratete im Jahre 1992 ebenfalls einen tschechischen Staatsangehörigen mit mittlerweile Schweizer Bürgerrecht und sie immigrierte damals zusammen mit ihm und der Tochter (meine Klientin) in die Schweiz. Der Bruder und die Grossmutter (also ein Sohn und die Mutter der verstorbenen Frau) meiner Klientin leben in Prag. Der getrennt lebende Ehemann hat anscheinend Alkoholprobleme und war meiner Klientin gegenüber gewalttätig. Meine Klientin möchte möglichst jeglichen Kontakt mit ihrem Stiefvater vermeiden. Die Mutter meiner Klientin war sowohl körperlich wie psychisch krank, es ist nicht klar, ob auch Schulden vorhanden sind. Ebenso ist fraglich, wie weit der Stiefvater, resp. Ehemann der verstorbenen Frau überhaupt in der Lage ist, die nach dem Tod notwendigen Schritte einzuleiten. 
Ich habe die Vormundschaftsbehörde über die Situation informiert, sie gebeten, die notwendigen Schritte einzuleiten und zu prüfen, ob ein Sicherungsinventar gemäss Art. 553 ZGB erstellt werden muss.
 
Welches sind nun meine Aufgaben als Beiständin der Tochter und Erbin? Und welche Aufgaben müssen durch die Vormundschaftsbehörde erledigt werden?
Erwägungen

1. Nach der Darstellung war die Erblasserin zwar mit einem tschechisch-schweizerischen Doppelbürger verheiratet, selbst war sie aber wie die verbeiständete Tochter tschechische Staatsangehörige. Gemäss Art. 86 IPRG sind für das Nachlassverfahren und die erbrechtlichen Streitigkeiten die schweizerischen Gerichte und Behörden am letzten Wohnsitz der Erblasserin zuständig. Vorbehalten ist die Zuständigkeit des Staates, der für Grundstücke auf seinem Gebiet die ausschliessliche Zuständigkeit vorsieht (Art. 86 Abs. 2 IPRG). Wenn die Erblasserin keine Grundstücke im Ausland besass, fällt dieser Vorbehalt ausser Betracht.

2. Der Nachlass der Erblasserin untersteht schweizerischem Recht, sofern die Erblasserin tschechischer Nationalität nicht mittels Testament oder Erbvertrag den Nachlass ihrem Heimatrecht unterstellt hat (Art. 90 IPRG).

3. Damit beerbt die verbeiständete Tochter neben ihrem in Tschechien lebenden Bruder und dem getrennt lebenden Ehemann ihre verstorbene Mutter (Art. 457 und 462 ZGB). Ihr gesetzlicher Erbteil beträgt ¼, die Hälfte des Nachlasses fällt an den Ehemann und der restliche Viertel an den Bruder. Der Pflichtteil der verbeiständeten Tochter beträgt gemäss Art. 471 ZGB Ziff. 1 ZGB 3/16 (3/4 ihres gesetzlichen Erbteils von ¼), was allerdings nur relevant wäre, wenn mittels Testament (Art. 467, 498 ff. ZGB) oder Erbvertrag (Art. 468, 512 ff. ZGB) eine andere als die gesetzliche Erbfolge festgelegt worden wäre. 

4. Wenn ein Erbe zu bevormunden ist oder unter Vormundschaft steht, so ist ein Erbschaftsinventar anzuordnen (Art. 553 ZGB). Diese Bestimmung gilt sinngemäss für besondere Fälle der Beistandschaft gemäss Art. 392 Ziff. 1 und 393 Ziff. 2 ZGB (Basler Kommentar ZGB II-Karrer N 8 zu Art. 553 ZGB), namentlich wenn die betreute Person urteilsunfähig ist. 

Die Zuständigkeit zur Anordnung des Erbschaftsinventars liegt im Kanton Zürich beim Einzelrichter (§ 215 lit. c Ziff 18 ZPO ZH und § 23 Gerichtsverfassungsgesetz ZH), wobei die Vormundschaftsbehörden die entsprechenden Anträge zu stellen haben (§ 125 EG ZGB ZH).

5. Die Verstorbene war verheiratet, sodass der erbrechtlichen die güterrechtliche Auseinandersetzung voranzugehen hat (Art. 204 ff. ZGB). Es scheint fraglich, ob der Ehemann in der Lage ist, dabei mitzuwirken. Wenn nicht offensichtlich der Nachlass überschuldet ist, scheint es zweckmässig, wenn die Beiständin bei der Vormundschaftsbehörde nebst der Inventarisierung, welche von Amtes wegen erfolgt (§ 125 EG ZGB ZH), z.H. des Einzelrichters die Aufnahme eines Erbschaftsinventars anordnen lässt, welche die güter- und erbrechtliche Ausscheidung der vorhandene Güter vornimmt und der Beiständin eine Entscheidungsgrundlage bieten kann, ob sie den Nachlass auszuschlagen hat, weil er überschuldet ist (Art. 566 ZGB). Wenn der Nachlass auszuschlagen ist, bedarf sie hiezu der Zustimmung der Vormundschaftsbehörde und der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde (Bezirksrat, § 41 und 75 EG ZGB ZH) gemäss Art. 422 Ziff. 5 ZGB).

Falls die Zahlungsunfähigkeit der Erblasserin im Zeitpunkt ihres Todes amtlich festgestellt oder offenkundig ist, wird die Ausschlagung vermutet.  Das ist namentlich der Fall, wenn Verlustscheine vorliegen oder der Konkurs eröffnet worden war, die Verstorbene dauernd von der Sozialhilfe abhängig war oder eine Vielzahl offener Betreibungen zu verzeichnen sind (Basler Kommentar ZGB II-Schwander N 7 ff zu Art. 566 ZGB).

6. Der Beiständin obliegt die gesamte Interessenwahrung der verbeiständeten Person. Zwar handelt die zuständigen Nachlassbehörde (Kt. Zürich Vormundschaftsbehörde) von Amtes wegen, die Beiständin hat aber darauf zu achten, dass den Interessen der Verbeiständeten Rechnung getragen wird und sie muss gegebenenfalls die erforderlichen Anträge zur Sicherung des Erbgangs (Anordnung des Erbschaftsinventars) stellen. Allein die Tatsache, dass ein Verfahren von der Offizial- und Untersuchungsmaxime beherrscht wird, ist noch keine Garantie dafür, dass keine behördlichen Fehlleistungen erfolgen, und sie entbindet die Beteiligten auch nicht davon, durch Hinweise zum Sachverhalt und Bezeichnung von Beweisen am Verfahren mitzuwirken (BGE 5P.182/2004 vom 1.7.2004 E. 3.2). Damit hat die Beiständin die erbende Tochter im gegebenen Fall umfassend zu vertreten, bei Vorliegen eines Nachlassvermögens die Erbteilungsverhandlungen zu führen und den Erbteilungsvertrag der Vormundschaftsbehörde zur Genehmigung zu unterbreiten (Art. 421 Ziff. 9 ZGB). 
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter, lic. iur., Fürsprecher und Notar, Ligerz, 12. September 2005
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